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m ehr vollständig erfaß t oder wenn der A ussteller nicht m ehr zuverlässig 
identifiziert w erden kann. Die U rkunde w ird zurückgehalten, w enn sie 
in W iderspruch mit bestehenden Rechtspflichten vorübergehend dem 
Rechtsverkehr entzogen w ird: sie w ird beiseite geschafft, wenn dieser Ent­
zug aus dem Rechtsverkehr endgültig erfolgt. Die Handlung des Täters 
ist demzufolge in unterschiedlichen Form en darauf gerichtet, die U rkunde 
in W iderspruch m it ih rer Bestim m ung oder Verwendungsmöglichkeit dem 
Rechtsverkehr vorzuenthalten. Der T äter gefährdet auf diese Weise die 
Rechtssicherheit und die Rechte der Bürger.

3. Die S tra fta t kann nu r vorsätzlich begangen w erden. Zur B egrün­
dung der str. Verantw. ist erforderlich, daß der T äter die Absicht 

hatte, im Rechtsverkehr durch sein V erhalten zu täuschen. Er muß 
danach auch über die Verwendungsm öglichkeit der U rkunde unterrichtet 
gewesens ein. Die irrige A nnahm e des Täters, es handle sich um  eine 
unechte Urkunde, schließt den Vorsatz nicht aus.

U nter U m ständen ist Tateinheit m it §§ 165 oder 182 gegeben.

§ 242 
Falschbeurkundung

(1) W er zur Täuschung im R echtsverkehr eine U rkunde 
eines S taats- oder W irtschaftsorgans, einer gesellschaftlichen 
Institution, eines N otars oder einer gesellschaftlichen O rgani­
sation (öffentliche Urkunde) zum Beweis reehtscrheblicher 
Tatsachen inhaltlich falsch herstellt, diese H erstellung be­
w irkt oder von einer solchen U rkunde m it falschem Inhalt 
Gebrauch macht, w ird m it Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah ren  
oder m it V erurteilung auf Bewährung, G eldstrafe oder m it 
öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

!. G egenstand der S tra fta t ist eine öffentliche Urkunde, die in § 242 
durch spezielle M erkm ale defin iert w ird. Es handelt sich dabei um 

eine Erklärung, die allgem eine Bew eiskraft besitzt. D erartige öffentliche 
U rkunden w erden von einem S taats- oder W irtschaftsorgan, von einer 
gesellschaftlichen Institution, einem N otar oder einer gesellschaftlichen 
O rganisation ausgestellt. Sie sind bestim m t, rechtserhebliche Tatsachen 
zu beweisen, z. B. bew eist die A nklageschrift der S taatsanw altschaft, daß 
eine bestim m te Person wegen einer in der A nklageschrift benannten 
Beschuldigung angeklagt worden ist; das Protokoll über die H auptver­
handlung (§§ 252 bis 254 StPO) beweist, ob zwingende V erfahrensvor­
schriften in der H auptverhandlüng eingehalten w orden sind, und ist inso­
weit eine öffentliche U rkunde i. S. des § 242. öffen tliche U rkunden sind 
außerdem  u. a. der Personalausw eis, die D ienstausweise der S taats- und 
W irtschaftsorgane, Diplome einer Hochschule oder einer U niversität,


